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,An das"", '. ,Telefon, ' 
0222152 1 52-0* 

Telefax 
7 ,0222i52 1 52/2727 ' .' Bundesmini$terium für ~ 

", ' """ i?:,Wiss'enschaftund Verkehr" Fernschreiber ,~':,:,<;i;~f;x:::{,~<:t,'.,'., 
-~~,: ~(,~~; <~.>;;.",)" ':~'~":" .' 'l~,',:~'" ~~,., ,':', !<~.,;,','":,:~,.,y:,,,-~, , ";' '-~ .- ~<~" ::.j ·.!!;~:< •. ?f·~·~.':·"'~' ; . . .' ... ' 131~4!usrni a'>;~,:~222548;'; bmjust ; , 

. -"". . 
, ,,:S<;MinoritEmplatz 5 
,':">'1014W jen ~ ". 

'Sachbearbeiter ' 

, !<Jappe 2294 (DW) 

, Betrifft: Entwurf eines Bundesgesetzes über die Vertretung der Studierenden 
an den Universitäten (Hochschülerschaftsgesetz ,1998 - HSG1998). 

.. . -" - ,. , 

,\ 

zur ZI. 68.161/43-IIB/5A198 

I. Mit Beziehung auf das Schreiben vom 9. Juli 1998 beehrt sich das 
\ 

Bundesministerium für Justiz, zu dem im Gegenstand genannten Gesetzesentwurf wie 

folgt Stellung zu nehmen: 

Zu § 11 des Entwurfs: 

Nach der vorgeschlagenen Regelung soll die jeweilige Hochschülerschaft für 

den Verlust und die Beschädigung der vom jeweiligen Rektor oder der Rektorin 

überlassenen Gegenstände - offensichtlich verschuldensunabhängig - haften. Dies 

erscheint einerseits im Vergleich' zur Regelung des § 5 inkonsequent, nach der 

offenbar keine vergleichbare Haftung der Österreichisc~en Hochschülerschaft, '(ÖH) 

dem Bundesminister' (für, Wissenschaft und Forschung) gegenüber bestehen '$011. 
"' . '.,'. , . -

Anderer~~its ist die 'vorgeschlagene Bestimmung' insOfern bedenklich,' als auf ein, 
• " ,,' :" ":'" ., '" • T • ,T _ _ "'" 

, Verschulden in keiner Weise Rücksicht genommen wird. Ein solches Abweichen von '" 

den ' ~llgemein~~' I Grund;ätzen . des . Sc,had~'ners~tzr~~hts· . wär~ "zumindest'·, 

. erläuterungsbedOrftig.~ 
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Zu § 16 des Entwurfs: 

§16Abs.'zunächst ". ,," ',' • "." '., ' "', .,'" ' ", "", ",", ,"", ,',' 'gemäß 
. ,§ 1.~bS.'<1,Z ~ ':~~diehgesetz . nUr'derjenige,isi,:;der,die,grundIElJe,hd~\,Riqhi~6~~;'dE3S'.~. " 

.' >,: ~r,~,; \~ '~i?~' ~;': ~~!;,~}:.;::'~~:~ ~\:).i;?'.-·~~'~;< \,?;'~~::: ~ j~:.~.%/~;~~:;r ,~ .. :. '. -,. ,:;', " ' i '; . :'~ ~ ... ' : '~: ~';'., '; ':.,':.:, ~3}~Jt- ;;~.~{-~l~f':::-:-·~i;~~~·~:fi···:';.~'::~:.~1~'~3::: \~~t::'E~J~'~7:\~ti~~;;~~~j,fii~;i!~:~~f ~~~;::<\-,> "'.' 

. periodischen 'Mediums bestimmt Die Mitglieder -'der FakutätsvertretLirig ~köririen~daher 
:',' ",,~, ;Q !':'~::'<~~:~'~~";~~t-~~-;v;~:' \:',J'Y:. f . ~;~:,:~ .. ~', /",' J -~;<~ ". ,. -, . ,~. . .' -> ~ ~;. > '\';'\ "';'?~~~"- j.~~::<:ij,-"1,:~.;<1'--:\"'~:""· :-,{~~~{".'-/~"~ -~i . ~. '~~ 'L ::,!':"; ~~~;'~~~~~\}!#,~'~~~;,f~'~ ::>,\ 

" nur .dann'.als Herausgeber bzw.· solidarisch mit diesen 'zur,Verantwortung~.gezoge,n , 
• "::, > ~< ::., /i;~:'" ~:,>. ~",;' r;3:"~;' .~. ):;;>~: /:: , ~: ',' " , " . ",. . . ~ ;. ",'", :' .:.~~: / .. '\ \;?~~:'<~. :{; j'_~~":.:.~;,~~;,.:~.,~, y'> '.~;:~·:·S~I,,':·, ~~\:~.~~ !';.}~':-:;~:""-':.').;: ~';\i?;': \~:;,;;:ii~~~~I':i,S~t~~~~Y>.(:>. ~/:', 

, werden;':wenn ihnen 'eine Einflußmöglichk'eit ailfdie \ Linie des . Mediums.~einge'räumt 
.. ' "';:".,,:: .. ' \,;";' '.~ .. .' ..... ..!..,'.:,;;.,." " ·"'''''·;,~.\l'·~<;~ .. ", 

'wird ... ' . I;;,' '. ':,','. . , ,:, ..../:.> ">:v":'" ':'~"'J'~.~;,}),C. Je , 
. ·Da die Haftung ,des Medieninhabers weit über' die des ,Herausgebers' reicht, 

bedarf' ~S"in . der i ri 'Redeste~enden BeSti'mmur1~ einer Klarst~i'IUng, Ob'di;~~::~'i~gu~der ' 
." '. ~. " 'i' .' . . " • 

. der FakUltätsvertretung soUdarisch mit dem Herausgeber oder auch soUdarisch init dem 
.' ~ . ' ' ' . 

. Verleger haften. Die weitarreichende Verantwortung 'desMedieninhabers wird jedoch l 

nur dann in Betracht kommen, wenn die Mitglieder der Fakultätsvertretullg auc~ an der 
• .' . " I 'J, ' , 

inhaltlichen Gestaltung und Herstellung des Mediuf!1S teilhaben könne~. ' , . 

Letztlich darf hervorgehoben werden, daß die strafrechtliche VerantwortUchke,it 

von § 16 Abs. 2de.s Entwurfs ("sonstige Inanspruchnahme") jedenfails' unberührt bleibt, 

da sich diese gemäß § 28 Mediengesetz nach den allgemeinen Strafgesetzen 

bestimmt, worauf in den Erläuterungen hingewiesen werden könnte. 

Die vorgeschlagene Haftung aller Mitglieder der Fakultätsvertretung, die für die 

Herausgabe des Mediums gestimmt haben, für Fälle einer zivilrechtlichen 

Inanspruchnahme erscheint insbesondere auch deshalb fragwürdig, weil diese an 

keinen tauglichen Zurechnungsgrund anknüpft. Auch aus diesem Grund wäre es 

erforderUch, den potentiell haftpflichtigen Personen zumindest die Möglichkeit ,der 

Einflußnah.me auf die Herausg,eber einzuräumen. 

Zu § 18 Abs. 2 des Entwurfs: 

. Hierist auf die Ausführungen zu §16 Abs.2 zu verweisen . 
. , .. , . • . '"j' .""/ '.. . • , ~ " .... :: .• ' .. ;', ' : . ""~,,-'~~' .{.~~ 

{ ~ .. , 
::,' 

. ':' 
"'/:~', ' 

1. Aufgrund ' ihrer 'Eigenschaft als juristischePersonen:~sind .,die 

. Hochschülerschaften an den Universitäten schon rlach §26ABGB rechtsfähig. 
- , '." 
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. § 28 Abs. 1 des Entwurfs schränkt· aufbauend auf dem bisherigen § 19 H5G 

1973 - die der ÖH und den Hochschülerschaften an den Universitäten im Rahmen der' 
1",~'~' .;' •. , ,..-" ,,- ".'~" ,"~ , , 

. Privatwirtschaftsverwaltung 'zusteheriden Befugnisse insoweit' ein, al's' 

'S~W~~~'~~~II~~!~~~{~~1::i ............ ' .', .... . 
. Personengesellschaften,des Handelsrechts ist wohl davon auszugehen,daß diese.,. 

",-

, .... ~..,.. . .: .. :-,;' :~--i(~" :'::~,"<", .. ",;{::- ,,'I; ,~, --\-~: ..• : .• :: :.:~; ,~-.':' ~' .. '; .~~:.'::~ ") > -:~'"',~,,- • '. ' •• i. ~: - '. ,; , •• ;~;> '~~~,'_"'" ,.~:;> _ ,.:, .:" c '~'_ '.' <-) , } "> .. -: _ ~-,>' ~.~::.,: i:/',<~\'~)" <,;,-~,:~~. i-'>~':. -
schon durc~ .das ,Verbot d,er .. i.mmittelbaren Führung von Wirtschaftsbetrieben jedenfalls-':t!:;~;:', . 

. . ". S~~~i;\:~'~~~'V~;rit:"~'~i~C1:~i~::':~ig~:~lg~~ .····G~S~!IScha~~/t~~,t;st :'iis"·:K~U;I~&f~'·'t~~~~~~~~~:':i:;f.;;,',-;.'\' .' .j 
. . .>. . .(';~l'~'.:';:',;C;ij'*" ~;;;.i[,{;;t;>,;;~:~t::;:;:~t;ii;? ::):;:; ::. " . "':,.,'.>;{;j.,:";/~:;,/;< .:l :'",';>;;:: }',i,j;1.·i:;~ii:~~'ri;:~.,>·,'~::;·"~ff 
" . werden,wie etwa Gesellschafter dei OHG oder. der Komplementär der KG.";Y~2':(.;;<;,:;:,,~:;:;<·,,~\.;;;.; ';' .~ 

< - ~ >, ~_<:.;; :"" ,.,<::~~' .. ~;, : \:,:~,,/,"-. :;~,:-"~ ;-';,;~ :,\:'.';,:<~:'.·~::r ;~::-:(~::<: \:-\~ ",:\~,::':'~:";- ~ '; ;""r' :' :'': > ~ . '. \ ,_ "'-: ,>. -,~~ )::.c:,:: ': ,,' -' -", ,.> < •••• ':. "'~, ';'. ;~. ,~--' :,~~. ':':?~~: .:\; ~:~-.~':- ~ ':' .:~;:,.': .. :.,J.: :<~ ,~:'\-~, :!':,' .' . 

, '. 'Diese Beschränkung. soll 'Q1it. dem Entwurf auf, die '(sonstige) ;,"Be~eiligungan<:"'?>< . 

. K~pitalgeS;'IS~haft~~"~:~ie" .nu~"mit Genehmigungde~ BMWV '~ulissig)~~in~:oll>,~r '. 

a~~gedehnr: w~rde~'~i:D~~it 'wäre ,ab~rschon ,der Erwerb.~lner'3~ktie'als".;' 
, t·" , .. ' ' , . ,_ , ' " ,~ 

Beteiligungse~erbo'hn~' Zustimmung des BM~V unzulässig, auch: wenn dieser 

Erwerb mit den' Aufgaben der Hochschülerschaften im .Einklang stünde. Inwieweit dies . 
, \' . 

den Intentionen de's E'ntwurfs entspricht, ist den Erläuterungen nicht zu entnehmen .. 

, 2. ,Ein . Problem des' Verbots der, unmittelbaren "Führung von 

. Wirtschaftsbetri.eben" durch die ÖH selbst könnte darin liegen, daß die vorgeschlagene 

Formulierung recht weit gefaßt ist. So könnte etwa auch im unmittelbaren Verkauf von 

Skripten~ Prüfungsfragen 'etc. durch Organe der ÖH eine darunter fallende Tätigkeit . . 

• verstanden werden. Davon abgesehen ist die Entscheidung des BMWV über die . 

Genehmigung inhaltlich nicht näher determiniert. 

Die Neufassung des HSG könnte daher zum Anlaß genommen werden,' dieses 

Verbot allenfalls durch eine Liste zulässiger Ausnahmen zu konkretisieren 'und der ÖH 

durch inhaltliche Kriterien für die "Genehmigung" eine Anleitung bei in Aussicht 
, ' 

genommenen Beteiligungen ~ beispielsweise an eine,r "Tochtergesellschaft" zum 'Zweck', 
- \ ' ',' 

der mittelbaren Führung eines Unternehmens' oder ~Is Minderheitsbeteiligu"g zu 
> •••• \" ." , , 

,~n'lage. oder ande'ren Zwecken'· an die',Hand zu geben.' '. '., ', . 
. '-"'<:""" .-" .. ,> ,,:.',"~"," ::\"j~,~,.:~"-;:~ .. ,:,."'t :," .'\:I:;"_'''~':~' < . J":.:.~;~".\.'~,C ,:,' "l~~' ';'->' '.~ '. ,,~~-:~~::';,,<_'fJ'- "",.;-_:. ;'"_;'''~';, ';/·"."tt:~:,.>~:t:"_~~'··"~-

3. § 28 Abs. 1 des EntWurfs, sieht .• wie der.'~~ltende § 19 Abs::.1 HSG .'a~Ch:~i~·'~:..:~:'·', ' 

Führung von Wirtsch~ftsbetrieb~n' '~i n Fo;m'~ v~~ ::G~'noss~n~ch~ft~~I:". vo'~~ " w.~~, b~r~its '~,,:;":. " 'j 
, " , ~ "" ~ .;.' >~\'..<' . ;.- ... ~ . .,<,;~>, ''''>','< -.' :.~ ,->"'" .:i,:,~\~::>,<!;-\, ,~~:",;';~',~;-·;~:~:,;;;.1/-,.,·~:",,·:;~~~~~~~t,~".;,<}:,i·:':· .. · ~ 

ausgeführt, soll wohl insgesamt mit dieser Regelung' derÖH'die JFÜhrul1g\'yon'''i,)}{';.. .~ , " '. ", .. ~. , "~' " \> "". :,. ,,', ,<.:J' '>;. ., '.>:5- ., ,h " <,' _ ,::: ," •. )~,,::,'_,; ;:,~ .•. ~ ;>j ,,' ~';' ~t';)::~' ;';f.<:~~.:.,,: :\::.:?,:.',' t<",':.···~ ~-:/.~'-~ ).,:~ . .-.~:.:." /: 
, Wirtschaftsbetrieben" nur mittelbar im Weg eines beherrschenden Einflusses aufei,ne·>·':.- , :t 

• ' "" '" " ., • "-, :.<; <j-; .- ','..:., . ',.'; -,,~.{ -," - ,:';::. -\,~'.', ':. ~ ,., 

Tochtergesellschaft, die als eigene juristische Person ,"den Wirtschaftsbetrieb führt";' 
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möglich sein. 
I " " " 

In ,der genossenschaft~rechtlichen Literatur und Praxis wird jedoch - in, 

- , unterschiedlicher "Intensität-, die Ansicht veruet~n, ,da~ der genossenschaftliche, 

""", ":FörderuhgSauftrag'~de(~eher."r~6'hÜ'hg"eiri~r; G,en6s~e~~ch~ft'e;ntg~~e'n'steht~ ""Ei'~;', ' 

" '/Genossenschaft habe ihre ,Mitglieder zu' fördern;~ine 'Beherrschung 'durch einen Dritte'n';''':: , 

s~i damit unvereinbar. Angesichts dies~rS~reitfr~ge un~ des U~st~mds,d~ß'sich die 

, ',Recht~iorm d~r'~Genosseris~haft" aUfgrundihrerr~~titliCh~kStr~ktUteriohnedies' kaum' , 
" '. ,~' ~': -" ~: "< ,'''~':~',<' i:'~ :·~,I·.· : .~. ...... : ","., ;) .. ,'< ", . ,,~ / ~"- ,," . ~;: .. J ',::1<>, ;.,:::> ' 7"~.~ 'r:':,.<~;"":' ,.' ".~'~,~<; :":>~>,,: ';'~.: .. }, .. ,::~~~';<':' .. >, . '. ",' 

", ,',' 'zum',dem in 'Äussichtgenom'mellen 'Zweck' eignen'Jdürtte:':'wird' angeregt, '-von ,'der' 

. . ~FQhrUng vonWJrtSchaftSt>elrielJen • in .Form '~onißenoss~ni6haiten~: iriiuiwntt ... 
';'abzus~hen.','Ei~er :B~teiligung"d~r:',6H an:'Genb~serisch~ften"~t&~d~ 'dann""§'28 ~es 

.- .. . ,.. .,. "."',' ' -. . . - . , 

Entwurfs nach seinem oben' beschriebenen Konzept: (Beschränkung - und, nicht erst 
. . .... '. . . .- "' . , , . ," lk -.. . , ' '. . . . ~,.' -, , , 

,Einräumung - der Befugnisse der 'öH im Rahmen der Privatwirtsch~ftsverwaltung) nicht 
-'.. '" ' 

entgegen. 

4. Schon die Erläuterungen' zu § 19.HSG (960 BlgNR 16.GP, 12) weise'; darauf 
, . .., ' . ". 

hin, daß "der völlige Ausschluß der Beteiligung Dritter aus gesellschaftsrechtlichen 
.. .' '. ".,' , - . 

Gründen nicht möglich" sei. Das Problem, die beherrschende Mehrheitsbeteiligung der 
, ' . ."' . ' .~ 

ÖH an Kapitalgesellschaften zu/sichern,' besteht prinzipiell darin, daß Aktien wie auch 

Geschäftsanteile frei übertragbar sind und insbesondere ein Beteiligungserwerb in 

gewisser Höhe bei der Inhabe'raktie als Wertpapier schwer zu überprüfen ist. 
, '. 

Zur Sicherung der Effizienz der in Aussicht genommenen Beschränkungen 

könnte vorgesehen werden, daß die Satzungen von Tochterakiengesellscha~en der 

ÖH'zu bestimmen haben, daß die Aktien auf Namen lauten und deren Übertragung an 

die Zustimmung der Gesellschaft zu binden ist (vgl. §§ 61 f AktG). ,Für 

Tochtergesellschaften mit beschränkter Haftung könnte vorgesehen werden, daß deren 

Gesellschaftsverträge die Übertragung des Gesqhäftsanteils an die Zustimmung der 

Gesellschaft zu binden haben (vgl.'§76GmbHG). Zu berücksichtigen ist d~beiaber 
, -' . "" ". .' , 

auch, daß ein ," beherrschender Einfluß nicht" nur", durch eine Mehrheitsbeteiligung, 
, .',:' < "' ••• C, ' ,""'- ':;': ~''.'<_<, ",:'I;",:,·t\_·'~:~>:j:·~'~~";";"':' ".\~~). ...::..'.,-~',~~~:\,">~ ';'<,: ~_·.c:,' -" ". " • 

sonqern auch durch Verteilung der Stimmrechte,,' Bestellungs- bzw. Entsenderechte für 
,- , . ,- <,:' ~"" '-" " ;." .'. " ,~. ';" .~. + '._,"'.»:; '·":::.«i~~:~I_-·~.·'~ ": :',;~~,::":~~:.:'y ;': .,,/ , {'., <..' .. '~: .. . . 

Mitglieder der ", Leitungsorgane ",' etc.:: begründet :.,werden kann (-. auf 'die 
" -,. .' ,. -,"" ::~;~;" ": i.~". ",::,: .. :,'>:~';.:>~ "v ..... ~~,.::~,l}<V:~-.::',:~~;;:::<·,t.~~<~:.~<~"t~;~~._:"~,;.:~.~:-:;,<\'~:-' ~.:. ~<;. /; ~'. ': .: ' . " , 

Konzerntatbestände des § 244 HGB,' § '15 AktG und § J15 GmbHG darf in diesem 

zusamme~hang verwiese~ 'W~id~n). . .' .' '.~:' ,:" ",.: .' , . ' ',' 
, "'. ?,. , :-, . 

, ' 
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5. Während die Verpflichtung zur Einricht!-lng von Aufsichtsräten in § 19 Abs. 2 

. HSG 1973 noch so interpretiert werden kann,9aß davon nur jene. Gesellschaften 

. betroffen sind, auf die 'dieÖH einen beherrschend'er{Einfl~ß ausObt,:ist "-'im'Hinbl'ick '. 
"", '~. :'"-,"~' ,'; «::"~~'" .' ':, .' ~,~/>:7",~- ->ri.·' :' ._ .. :' ;~_~'" -"/.-.';' ,-:',:. ~'>V\-. ..: >:: .":/'3 >~1'\':':~' "" :::~~·~~t~·~~·'.~,}>.~}·;~y;,~~/:·/>:~~:';:~,::~.:i;~. ,~' _::>: ;~:"-~·.~'~:L::.~i;~·":ft\!';·:\»~~':.::; ~'~~<~~::'J\-1<:::~~\~'>'~:':"~- ~::~ . .,:,:, ~ -':', " 

"';':, auf dl.e ~rfass,ung,d~r .blo ßenl3~telhguryg '~nKapit~lg~sellsq~aft~r1 jn :'§ '28 ,A,bs>J .. 'iJri ;:;~; ::.;~ ",>'. 

~: § 28. Abs> 2 . nunmehr,klarzustellen, 'daß diese Verpfli<?htung nur für je.q~::Gesellschafter1;;:)';~};:::'· 

·9ilt~. mit, Hilfe' . deren dieÖH,"WirtschaftSbetriebe~f(j·hrt,;.,',Es·kann,Wohl, nicht'ang~h~n ,,~, 
, und '.dOrfte ,auc~rii~ht 'beabsichiig(sei~>:~,' daß~.tei~e(';G~s:~II~~h·~ft);:bl~ß;,~~eil'.~ine;· 
- 1·-' .':>;:.~ ,;' ~ ,-:.... >.<, _~, \:.;.~~- .',::~, _,.-:>:,<,(~,:: ." .",,~,- ,~: .... >~<,:; :,:: \':'i' ):: ::'.::,>'~: ~,> 5,:~:f\::2{i,~~<~~~~~~~~,i.',~_i"::~~:'; <~.'~~-:;:,,;;~,,\:,;, ,,":: ~'>':';>" " ':~,:~:~-;\~~)f'~:~ <-"' ;;):',/,<':':::!"~\y,~, ',:., 
\HochschQl~rschaft" sich. (geri,ngfügig)" an Jhr ;'beteiligt~'hat,~J:zür";EinrichtiJrig":ieines 

AUf~i'dhtsrats verpfIi6htetwi~c( ':ft:~;;,.: '?::ltt.·,,~!,f~!;,rj~_~'\~-t:ki':>~.,.;'E,·r(~·.~.~,;;;,;~!t~~ .. :'.;:.,·~,~;,;~2~~.:_;~' 
",... • ". :', '. ~,(,,/.( ," I, • . ":'.',', ,,:,;1:,'., ," ., _ ~ _ . . .... ~: .' ._' '. 

, "" .,' .... . .. : .• >" .'e: ,':~, ";~;·J.·)\::'X'~" .... ' .:", ,', .i' ";, .. 
. 6. 'Der in Abs. 3 vorgesehene Bericht" bzw.",:W,ilisc;:haftsplan"über)njeden .. ' 

, :,/ \'\<':,"':', "",<: .. ', ,',: ,-,,', , _':,,>, ""/:']'."'~;""'~;,,:~ 4., .~~~',';;::,~;';~"'~~;:~:-::'~':i," ~:,>\,~';;:, ,:<, .. :Ir:':'.;,;::;-:-·',::<\':'-~,·.I' ,~'_. ,. 
Wirtschaftsbetrieb" 'wird ,wohl als' Bericht ',über. die "jeweilige"Tochtergeselischaft 

aUfzufassensein.·'Dieser.Bericht~irci~ic~-·.wie' s6h6n:n~ch delT(~eltend~h §'1'9 Abs'- 3 '_ ~ 
- auf die Maßnahmen beziehen,die die OH 'als' M~h~h~it~geseIlSChafteri~ gesetzt. hat. 

" . " '," . . ." :, .,' ; ':\ (,.' :'"'",,',', . '~ 

Auch der "Wirtschaftsplan" kön,ntesich indies'erilSinn'wohl,nurauf beabsichtigte 

Maßnahmend~rÖH als'GeseIlSChafteriri:'be~ieh~~~'" ':,' '. . -

. Für die Kontrollkommission von Interesse wird aber primär der von den 
'. -

gesetzlichen Vertretern von Kapitalgesellschaften (und nunmehr gemäß § 22 GenG idF 

des GenRevRÄG 1997 auch Genossenschaften bestimmter Größe) aufzustellende, um 

den Anhang erweiterte Jahresabschluß samt dem Lagebericht (§ 222 HGB) sowie der 

im Rahmen der Prüfung des Jahresabschlusses zu erstellende Prüfungsbericht samt 

dem Bestätigungsvermerk (§§ 273 f HGB) sein. 

Statt der doch recht inhaltslosen - wenngleich dem geltenden § ·19 Abs. 3 HSG 

entsprechenden Verpflichtung zur Vorlage eines "Prüfberichts ' eines , 

Wirtschaftsprüfers und Steuerberaters 'oder eines Buchprüfers und' Steuerberaters 

gemäß der Wirtschaftstreuhänder-Berufsordnung, BGBI. Nr. 125/1955" sollte daher 
" - .. ~, 

normiert werden,'. daß die 'Jahresabschlüsse. samt c,Lageberichten' . '. und. die' 

Prüfungsberichte samt BestätlgUngsverm~~k~n' de/-T~chte~~~Pital~eS~II~chaften 
: ", :.'~ " ," ",:" ,,:., " .... '.,' ,:,;> ~'~., ,< : ~/;,~,:,,~>,,·,,-",,;·";:p~;~;t\~;'\!~':7~;!:',.~~./·;,b~'~~~:~~:";~:\{,::,'::-:;'>",h~";,;<.~,<,,,,,/.;T.~~,,:,~·,:,~;~}'<' .. ;l' .~'j;,<, " , 

vorzulegen Sind. Hierzu wäre darauf hlnzuwelsen,'S,äaß . gemäß .:§ 268.HGB der' 
. ' -;~. -' .:' ~; ,-.';,' . ~ "'. " . " ""', /, ." \'< ~,,)" ~ ::o,>~,; :!,~~;,: ~~" 5'i'~: ~ ::')·':~<,~~Jj':~':,7~>i~:f:::~~!,,: .• ;~~::;;~~~,~r:~:~~;~'Ft;;~:·:'·:~/\.~~i:\,y';~~~::~:~~~~::", \?::~;;,,!.;~~'\~~~~,\:i :~,~~ .; ':'~;~' ' ' ... 

JahresabschlUß und :derLagebericht '-~v61i;i/JKapitalgesellschaften'!k~äurch'('einen" 
.,,," '; .. ';"~ ,',' "~:'~'::: : "'>,<' '~") ." r ,< ,,~~:~,' ',t ,~<" ,~:; ': ~.,~t::·, ":'-' ~ ':':' " :"~<~~J">:i,,,:~;:~<~,;;,-",?~i-,: ~~~? ~,~;:'~::~/,.t~f :~';~:~;"~~~:'.~''i:~~'~~ ;;::~>f. }:~~'t'~.~f;!Ol(,{{f.ll:;\:<f,'~ .'';\:'::'' <'.".', ,: .," '. I >",.' . 
Abschlußprt.fer~zu .' prüfen 'sind.··:bies~·ght ':auch:t:;ftir~2kieir,e"t::Geselischafter"':mit , .... 

< ~ .' '.' " ',. ~".' ",:: 0;' -.. ': ~ , <:: ' \:' :' ..... ,~,!:.:.:. " )'>,~<.,~'; ,~.:' .~>"'," ,C'; /'t:~:?"':'>:,' i ',~~~:,·:r,·~~:>".4i' f/~'- :'-:'~(~ :~'-'~':~:'~(~~/-:'!;"',~,i~,:r <; ;;;s! ::':j.~:~ ':~',' ,~_::':y,::~ .. 1 ',:~ 

. beschränkter Haftung, wenn diese einen'Au'fsichtsrat. haben- 'moss~nJ;[)a~ach'§' 28 . 
. ' <i ' < - ... , " " ,', ~'" ":-,~'.', ,i.~::,<' ';"::".~":.,:":~:".,>,>::";"",:),:~-:,,,:,,,.,;: ,"/ "':.",,:. 

Abs.2 solche. Gesellsc~aften ~ mit beschränkter:Haftung,'b:"~n 'derien' 'eine 
-

Hochschülerschaft ·beherrschend beteiligt ist, ohnedies einen Aufsichtsrat haben 
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müssen, wären damit wohl alle maßgeblichen Kapitalgesellschaften von der 

,Verpflichtung zur Abschlußprüfung nach den §§ 268 ff HGB erfaßt 

Ve~ichtbar . ersch~int . 'der letzte Satz des § '28 Ab~. 3, ,; wonach 

n . HWirtsch~ft~betrieben' ,. (g~meint ,', wohl: ·!tochte.rgesellsChc~ften) ,jährlich ".,e'ine: 
',: "~.:',,,~::.~~' .~>,;,~~g:<;~:~~~:,:.?.,~ " l,-, :.::.:.:)::- ·i~.~.~<'·: ,';:,>f:::'::"~i,'" ·">~{.t, ;/"~ -,;, .' .>:. '. ,: ~)"";\":' -, {.:,,- (,;,~:,-,:- ,. . :,:'. /;;:;?:/,~~.:\:~"~,~_;,,.<:~/~.:r;\ "~~i~:~;~;:':'i~':;-'- .. t;:~~: ,»"';:~,~~~§~::j:':~:~~;/r<:; :}.~:~ '0 

":V ~rrriögEmsrechnurig sowie ',.eine 'Gewinn~ undVe.rlustrechnung .,zü·;:er~teUell':~häben''': 
",' :'":( ",~~'":,.,}:r::~,;~~,,. . :; . . - ,., -'" .. ' '"-':'" :.' . . ;' ::..~ .. :,,"", , " '. 1. ":".- ,_., ,. - .,"" , 

sollen, da.Kapitalgesellschaf~engemäß § 222 HG~ ohnedies den um den Anhang 

erweitertem Jahresabschluß sowie 'einen Lagebericht,aufzustellen hab.en: ····.Insg·esamt 

... ~~~ntei;:dft~er 'die .v~r~it~~ndeniler,Ho~schÖI~rSChaften.~eik??tr?il~O~~isSiOIl 
. einen' Bericht über die Geschäftspolitik gegenüber ihren Tochterunterriehmensowie die 
_ "-. ,~.,.- ,.~v.\:~.'J:.; -", ',:. I", ". "', ;' , . "', ,',' , ': "'. ,:'." .,:' ~:: /~,',"O"" " , 

Jahresabschlüsse sam~ Bestätigungsvermerke und die' Prüfberichte der Abs6hlu.ßprüfer 

gemä'ri §';273 HGf3 der Ko~iro"kommis~ion vorlegen~ .. ," -
; :,:,~". ,.,' '," . "' :~ : 

··';7.\:~Gemäß § 81 'A~tG,u'nd"'gemäß § '28a GmbHG jeweils id~des IRÄG1997 

haben der Vorstand der AG und die Geschäftsführer der GmbH dem Aufsichtsrat 

'schriftliche Jahresberichte und Quartal~berichte sowie in bestimmten Fällen auch . .' ' , 

mündliche oder schriftliche Sonderberichte mit in den genannten Bestimmungen näher 
, . .-. 

,~ ~. . 

, beschriebenen Inhalten zu erstatten. 

§ 28 Abs. 4 des Entwurfs·nimmt durch die Wendung "in Form des Berichts an 

den Aufsichtsrat" offenbar auf diese Quartalsberichte Bezug. Die Bestimmung weist 

jedoch einige Unkl~Hheiten auf, zumal auch nur der/die "Geschäftsführerlin" (welcher 

juristischen Person? nur GmbH? auch solcher Gesellschaften, an denen die ÖH bloß 

beteiligt ist?) angeführt ist und die vorgesehenen Inhaltserfordernisse hinter denen der 

Quartalsberichte nach § 81 AktG und nach § 28a GmbHG zurückbleiben. Überdies 

dürfte auch die Weiterleitung der dem Aufsichtsrat ohnedies zu übermittelnden 

Jahresberichte an die Kontrollkommission zumutbar und zweckmäßig sein. Hinsichtlich 

der Sond~rberichte ist zu beachten, daß sie nach den gesellschaftsrechtlichen 

Vorgaben auch mündlich erstattet werden können; andererseits betreffen gerade sie' 

für die Aufsicht wesentliche Umstände. 
\ ' 

Daher wird für§28 Abs: 4 folgende Formulierung vorgeschlagen:' 
, . ,', " \ 

,. ,'''( 4)}Oiegesetzlichen/ Vertreter von Kapitalgesellscl"Jaft~n, die unter der 
, . '. ,: ,;:?~_,t:';.·::~\:> :. .' ~~'. . -'. : -': _' .';, "'", " ' ,':. ';'.'.:." ',' j' t ':. ~ ':" ,'," ":",' ',' '\ " -< 

einheitlichen:. Leitung "der "Osterreichischen .'. Hochschülerschaft : . oder ,"'" einer 

, ' H~6hSChBj~;sdhait sn '(jen 'Universitäten stehen~deran den~h·. der Österreich/sehen' 

Hochs~i/aj~~~ch~ft oder einer HochsChü/~rSchaft an den Universi;ätef,' die R~bht~ nach 
I 

§ 244 A,bs.'2 HGB zustehen, haben die gemäß § 81 Aktiengesetz 1965 bzw. gemäß 
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§ 28a GmbHG dem Aufsichtsrat zu erstattenden Jahres-. Quartals:' und Sonder berichte 

"- . ·auch der Kontrollkommission zu übermitteln. Müi7dliche Sonderberichte ;.an . den 
.. 

. ·/<·:·:t.::"(·:,~ ":,> : .. : "::" .,.\< ...... :._ ,,:, .. _. " .. \ . _ ",'::'. "',- " .. ;:~<"~"" -I, " .. ·,·'::,·<~~·~t.,~ .. :',.:~t.;,;' ':.' . 

. ' iAufsicfitsrafs~n(1. unverzuglich nach der Berichterstattl!ng schriftlich zu'verfasseri :und. 
. . '. ;.;' .. zu'Üb~fri.,jiteln:" .. . .' ., .. 

. .·; . .<Gemäß· . 3 dieser: Bestimmung 
< :~. ;~i·~~~~?~:~:~~.rj:~~~~;h;Hf1;~;~,t!j;:::,~:~: < ~',:~,::,~':r(~i~:~"~~':::.': ~'."<'\" '.-'. " ~ .>, ' <I ,; :,,~. ,.~.' "', "~_: "j 

.• Regelungerl.':~<~~steher1",', :d,erl~le " u" ..... "' .... 

.,~i::~\~~~~~m~:z~~~~~~~n':'D~'(.~icht ,. ." +>' :;:.i ":(!:?';i!ri~[2i:1~~~Z;~'ilfi:t~~·\j~j.);'~~~t'[f'~""y,; .•... "',~"w,"".;,, .. '<;. 

·:::·Regehjnge~".'d~ullitgerpeintsind (HGB?), 'sollte". .' 

.. Eiiät:i~ri'i;;§~:,.~~ia~~6i11·rri~~~e~~n"·. ..' , :r"":';;"" (,3<';,,«/,,;. t. 
c ,~: {:'AÄders,'I~\j~;' J'ahre~abschlu ßriach 'HG~:sond~r ir(§"'31 '·Abs,.ci~~;;8~~ehen~ 

. Jah;es~bs~hluß (du~c), VerWeis auf die" Be$tim'rTlU~~ '.ütier;·~~d~ri::J~~;~'~V6~~~SChlag)' 
k~j~eBilanZ{vgL§ '198MGB) sondern 'nur 'eine ~ wohfder ')G~winn:' und 

Veriu~trechnung' ge~äß" §·200···.HGB ·entsprech~nde'·;-. Ei~nah~~n:- und 
I ."', . , ' " ., 

Ausgabenrechnungenthalt~n.Lediglich in § 32 Abs., '4 des Entwurfs Jst von einer . 
" ' ~ ~. " . . . ";,, 

. "VermÖgensrech~ung';. die Rede; gem~ß§ ~4 Abs. 5 des EntwUrfs' ~oll das Vermögen 

deroHochschülerschaften in "Verzeichnissen" festgehalten werden. 

Da nach dem Entwurf ohnedies die Beiziehung von Wirtscha.ftstreuhändern als 

. Abschlußprüfervorgesehen ist und auf die "Grundsätze ordnungsmäßiger 

Buchführung" Bezug genommen wird, erscheint es durchaus möglich. jedenfalls die für 

alle (VoII)Kaufleute geltenden Bestimmungen des HGB (§§ 193 bis 216) über die 

Buchführungspflicht, die Pflicht zur Aufstellung von Jahresabschlüssen und über die .' . 
Bewertung sowie über die Aufbewahrung und Vorlage von Urkunden sinngemäß auf 

die Hochschülerschaften anzuwenden. 
. " 

. Gleichzeitig sollte aber auch berücksichtigt werden, daß die vorgeschlagene 

; "Prüfung des . Jahresabschlusses durch Wirtschaftstreuhänder~/ 'in ihfer . 

Regelungsdichf~ eher!'dünn" ist. So' gibt der EntWurf ni·cht,vo;J\4Ias'.~n~l~6raufhin· zu . 

prüfen ':ist ' .. (etwa dief~rmelle·· Richtigkeit ·:der'~iBUChführUn·g>-;Zwefk.:näßigReit Tdef ". 
! ~ "~<' :-'" ":', :' . '. " .> '~':<"~~"'< ~:~<I,,<':i:/·:,i:;::::~:.;;;~>: .. ~:-_\;:·,:~~v~,,;<v_:~ .. -;~<::~:.:;-,J":;'i'/;,:t!~:~::·.::~;;,:,>\~;",-<:~,':><;.~'>~> _,' 
Gebarul19,',Entwicklung des' Vermögensstandes~ ·:;t:dr()~e~de\p~e~schüldung~~;J'etc.). i 

- v"~ '<: i,'.:~;:r:·::·, ':<>. ""\'.,,~~~~',', ~,.(. :',~:.'.,:_' .. :~> ~' .. i.~ ._~ ,.',.:_~':' .".' .~)\',:~,. ,.'/. .,.~;:,f:~,-<.,,··.;~;;'::~~~:~;~;-;"~\;;'~(~~·4.:'::t,~~~i?c.:.?>,,-~>·:<:;~·:~:;~·~~,~~;~~\~~\.:.;:'~:~~~i~>'.\',;'>:>~', 

Fer~er,: ~önnte_:die . Bestimmung durch Regeluhgen'technisqh7~~rfahr~p~!)l~~J~~r ~Art 

ergänz~~werden •. c" ::::;,,~i;::'~'" ·':":()ft~,~~~!t.},r"·':'c:,' 
. A~chc~~nndie Abschlußprüf~ng nach dert §§ 268ft HGB darauf~uftiaüt, daß 

',. ,,: 

die . davon erfaßten Gesellschaft>enauch' den erweiterten Rechnungslegungs-

J • 
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: bestimmungen für Kapitalgesellschaften nach den §§ 221, ff HGB unterliegen, könnten 

. diesen Regelungen zumindest doch einige Anregungen fOrdie Kon'kretisierung der in .. 
• "'?:. :?',~,'':.~,'' .~:., ~, - ".~. '!' ',' : "'," <' ",~. .': : "~\",r-·.>.d:'.~·" ·.':-P~~ ,~;J,;'\;",.:.::""",) !_',:. 

§ 31 Abs.S vorgesehenen Abschlußprüfurig entriolTlmenwerden (vgloetWa §269'HGB '.;> . 
. ,.,., •.... ;, i.o :i .• ')t~}v.; .).'< .j;), <. .;"',' .«.';: ,';i;':·:"'·"i;~;r({~:':;~);;'~~<.,.:·.,:·" 

.. ', .. ; ~~~.r,:·~c:3~g~~~t~~qi,&~~q_'~U,'TIf~;~g<~er, . Prü!un~,·t~§ :;2?O, .ti<;l~, ;~~P~E,:L':~~~!~!.19ntf;iP99.if~'.· .... 
. ~- ~.;,-:,,';,;: . ;;':t\~·;":'i1~j· :1~~rJtfr)?,;~:,t'!..~~'.~'j?"ijr;fSA1~j:t~tl7""'\-<'f· >, *\~j-:~l ~;:\. ; ;y.-/ .. {_: .. ~ (';i<V",~~ :~' ~ ~.f"~· ':'~ ,:' .-./:-; '. ::{!' .'~':t:;::x:2.'~';_~:.:·."'.; ;!:;;:~. '~i> -~:t~r ::~'T;~;~:5}.;' -:.# ::~:.~i~~.~t"·t;~~~~~~:;~' ;.:':~~:~;;~~~i?'·~'.~1~\;~:~:i4~1>i:';:': ;~::,), ,~. :, 

;; ~lJb~r.ufuDg·(je~>~bs9hlu~prufets;' § 271.HGB. ul:>~r.dleAuswah! :q~s'Abschl,u.ßprüfe~s;\~::7( .. ' , 
',' ""~··),;'«':~"'·,:,f~'S?~.:~·~,,;':;/;·~<::1'··:f' ~:::';:··:;~~<1-/:~.'~»:'\·:"'<·~':' .. ,.'<~>,.~,.~,." >":. ': ';',:;~-'; ':'-,,< .. ':, ~. -.,' "'). :f!~",";"':>'<~~" 'L"~'~>'::'~'/;':"::~':' ~;.;<. , 

§ 272HGB:·überVorlagepflicht. und Auskunftsrecht,. § 273 über. den ·Inhal,t •. des. - . , 
, . ,-: .,. ,",":',"/ " ",'>,: ~ .,: . - ~' '. " \-, : ';', ~.l., :' : ; '~'.J\.,; //·:;',~;:;<:,;.<~/::;~:,:i~ __ f:,:'~';~:'::~~:.~:/:,',~~,\:;;~).:~<,. 
prü.flmg~ber!9hts.lIn9.§ 274 .HGB Üb~r deO E3estätigungsverme·rk}. i';~:"'::;;:,~~:(> ' " "":M"s';'~> . 

· , " ,?:~,;}'~;~~~!t~1~:S·E:Jfu~~)",,;;~D:.: "L;A~r;i:):,:;,;"\}:i;'i'1~:~~~!;~, , (,;:,;:~~~{." 
, " ,Die in' Abs:"~4 angeordnete' Buchführung 'über 'die "Gebarung eier' 'Organ'E?,'ist' , ". ' . 

• .,.< _"-':)'~:',':'<\;',:"y, .• ,.:.-'::";:'.~ :', ,; ',"', : ~ i, f,", ;'j',; .• ""~:\ ',". ",,:,,-

.. '. insofern 'u~glüCklich"formuliert,'als 'es sich 'nur'um eine Gebarung 'der'Körperschaft" 

, .. "HOChschciier~6haft~'Veft;et~n d~rch ihre~:Org~nehandeinkann. " !.' .. :' ',' :,' 
.:- ,.:,,_, ';' ,'; '. '-I, 7, ,~r . . ,<'; :.; . .-.:..., :. _ '. " ;"'" ., '," " ... , I,: :.':,f .. /"" . .:>,~' 

. ' .'. Statt "Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung" sollte es - wie in § 193 Abs. 

1 HGB ~ "Gru'ndsätze o~dnungsmäßiger Buchführung" heißen. Klärungsbedürltig wäre 

auch, was unter derin Abs. 4 vorgesehenen "Vermögensrechnung" zu 'verstehen ist. 

Abs. 6 ordnet· eine . Aufbewahrungsfrist von . sieben Jahren für 

"Verrechnungsunterlagen" und "Verrechnungsaufschreibungen" an; dabei ist nicht klar, 

ob damit alle erforderlichen Buchhalturigsunterlagen erfaßt sind. Auf die vergleichbare 

Bestimmung des § 212 HGB sei verwiesen. 

Zu § 33 des Entwurfs: 

Die in § 33 Abs. 1 vorgeschlagene Gültigkeitsvoraussetzung der Schriftform für 

den Abschluß von "Rechtsgeschäften, mit denen Einnahmen oder Ausgaben 

verbunden sind", erscheint äußerst bedenklich. Dem Wortlaut nach erfaßt diese 

Bestimmung grundsätzlich sämtliche von . bzw. mit der ÖH oder den 

Hochschülerschaften geschlossenen Verträge . 

. Dur~h diese Bestimmung würde erhebliche Rechtsunsicherheit geschaffen, da 

viele Vertragspartner '. der ÖH' bzw .. der,Hochschülerschaften von" diesem 
~ " '(. , . , ' ' 

systel'l1widrigen,generellen GOltigkeitserfordernis. der, Schriftform vermutlich .. keine ... 
". ;-L;". ~"~'::?"':'>" ,.:.~:.<" ·.,..:-.... \~;.:~"·."\.:.:,,c! :; • "".".' . • "'" '. '" ,.; .. ' ":' •• ". ":"" ~ .. ' / :'" 

Kenntnis. hätten ... Die . damit .'.verbundene Sonderstellung .der'.OH.bzw.' der 
_ ,,' ",':: ... ':~;',' .. '~'~".,.";<,~,'.;'>:,;;~> '\' };,-":l.<":': .. >,:,'<, . ';;,': . ::' '.~" " ";' .. , " '" '.C-,::' :,.-.,,;:~, ,: ,~'.' 

··Hochschülerschaften,die ," sich jeweils auf 'dieSchriftformvoraussetzung.,:berufen 
'1" '\:~:':1: ·::::>.,~~~,~~~'~:~\"r;;>:,<~;~\·;>~·:~~~;,;',?: .. '> '" \~<,::'')~ '. " .. ~<, ," ;.~ '_:;'1":: ~:'(-,1"r" .:-':,' '. .~ •.. :...s. ", './' .,?' ~~'.:. ", 

: kör.mten,' wäre wohl kaum zu rechtfertigen.' Auch wenn davon ausgegangen werden 
I:'. _.' :'.' "~ .: ~', ,: ..... ,'. i_ ./.. .." ;"-, ~ • • "",. '",;' • -~ _' • <' , 

kann, daß im praktischen" Regelfall von beiden Vertragsteilen . sphon' . aus 
,;" , '. .' -- ~'. . . ..' ,::" . ' 

Bewelsgrüridendie Schriftform geWählt werden wird, sollte eine solche Regelung nicht 
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Gesetz werden. 

Die Erläuterungen zu dieser ~estimmung können' nicht überzeugen, da nicht, 

dav~n die Rede sein kann, daBdle\orgeschlagehe BestimmUnQ"im\V7sentlichen der:',', 

. 'geltehde~' Recht~~g~i':>~ntspreche:"·i:'6as,~~eins~hlägige·': ,Urteil:/cf~;S;}.:,~Obt~~i~n?;:'I/.:,' 
······ß~rlchtshofes",<d~~senFundstelle~Jn:deQ.·,Erläutei'ungen'nJcht :angeführt 'wird :.:-hach't;:;,;··\,: 

, " .", :,~<': <':;~':~. ,,', ~. ><: ',' .,' -\ ".: ,~", 1 '~~ :~<:~~:'~\4,~:~,;.~~:::",/~?,-':'> ~;" >,\.,.".~~~::".~ ',,: ;,,); -->~:,:·,:.<r' ,~!:";,, ' ,'~>' ,-:-.. ;' ", ._ " - , " _ .. " . ",. ,.-,' .,1'. _ .. " .,,' , • 

Auskunft des zuständigen. Sachbearbeiters handelt es sich l!m die Entscheidung 5Z ' 

'55/16s' VOrTl·;9. 11.1982:.<]st "nlchtge~ignet, ei~ .. nachvollziehbares,Argum~nt . .für dje . 
. ;~>,. ' , , ~ :,<;.. .' "',, ,\".>. '<. ,{ ';':';;':~'~,-::,,'/:~~',~~, ,; t,: ,/:,:', .::"" .-.1:_ "~'~ . ?<"~~,,':':;, .,:,<::,,~;~;(~>::A~~\:~~~;:';.;'~ .' ,:::~' 5 ,:>" "/ ... ~-:', :';'~<::,>': : .. :~: ~;~~~',_~,\ .. ~,'- :,':::, ;,' :,:' ' ,," " ~ 

'. . Einführu~g ·~~ineft~;·cJ~ra~ig~n·;.:f?( ?ph~if!!?'rtnvorausse~zung }'.~ü".:··bieten :),~n dieser· 
~ • I '".' ","' rk~~"~ \.':I'..t '.;''f-~ :-' , -: j, "..., ! < ') """ j 

Entscheidung hielt der'OGH zu § 21 Abs':"{tiSch,G 1973 fest, daß sich" diese Vcirschrift 
': '. ,'- '. ,.,) :: ·ci',"':·;,< :',":~J,'\' "'_. ,. :,,;'_~"'" -"-:~"~;~~'-';'~:;~;'.);'~;';~': " -' .>, ,-, ",' « ' ... ' ,.' ," ',-?' : ':" ~-..: .~' 

. "nach ihrem Wortlaut ri'urauf sChfiftlich,abcieschiosseneRechtsgeschäfte beziehe, daß 

da'raus aber nichtabge"~itetwerden'kö~'n~t 'd~ß' der v6~sitzende der :H~6h~chblerschaft' '. 
mOndliche RechtSge~Chäft~,die'mitei.~:erI\U~~abe ve'rb'unden'Sind, ,ohne Zustimmung 

. " " , " " ,..- ,- . 

des Finanzrefere'ntenschließen dürfe. Ein Ünter die Vorschrift fallendes Rechtsgeschäft 

se.i daher jedenfalls dann. wirksam,' wenn ihm' der Finanzreferent zugestimmt habe, 

. auch wenn die vorgeseh'ene Mitünterieichn~ng' unterblieben sei; die Form des 
. " ~, - . - . 

. Rechtsgeschäfts sei "k.ei,n legislato,risch~sMo'tiv" gewesen. ' 

'Es wird daher angeregt,für ~ie Wfrksamkeit ("Gültigkeit")' von Rechtsgeschäften 

der Hochschülerschaften nicht die ,Schriftform vorauszusetzen, sondern - in 

tatsächlicher Übereinstimmung mit der bisherigen Rechtslage 'und der erwähnten 

Entscheidung des OGH - die Gültigkeit von Verträgen statt dessen vom Vorliegen der 

(ausdrücklichen oder auch stillschweigenden) Zustimmung des Wirtschaftsreferenten 

(bzw. der Wirtschaftsreferentin) abhängig zu machen. 

Zu § 35 des Entwurfs: 

Auf den Formulierungsfehler (in der vorletzten Zeile findet sich ein überflüssiges 

"das") darf hingewiesen werden. 

Zu § 36 des Entwurfs: " ,:-

. Im Zusammen'hang mit .dem'in.:§36 ·':'~tzter,Satz.nominierten dauernden 

Wahlau~sChließ~ngSgru~~'de~ recht~kräfiigenverurteilun~' nachdem . vert,o~sgeset~ 
.. . '., .. :. :;:-i;.'<::'''; " ".', :/-,,,,";' . " .• ::;:<'. "":.::.,,,~ ,::",,:.:: ':,..' ..... " .. :',. ;', , 

: wird auf § 1 Abs. :2 Tiigungsgesetz,BGBI. Ne 68/1972 idf, BGBI. Nr;'7ß2I1996, 
'. ,:- ' ,> ~ '" /, ... '.:" : ",' '., ." , .. ' \,~! ::-,':, : .,' :;: ;: ~ " .. 0-:': \</, '~,~,:: { ~:~,~~;~~,~~:::::·;'~~~f~~~*~;~~-~~;~-~'. \ ':.'; ~.,;';~>~: \~,-::,,::,:,,{~:~:q~~<,;:~,~, ~~:' .;~ >,.~:'; : ,.,:' ~. '~":.:::'~, .. : ,,,,;.. -< ': ,.,' , ' . 
hingewiesen, 'der:bestimmt,·· daß' mit'der-Jilgungeiner Verurteilung alle nachteiligen' 

~. " • -, '. , :'(v '," I ~'" " ,', ';' ,~ .. ~ " '~ '" ' 

Folgen, die kraft Gesetzes mit der Verurteilung verbunden sind, erlöschen. 
'" ;'.' I " • '.' '. '. :~ -:;::J ,( 
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Zu § 51 Abs. 3 des Entwurfs: 

Es wird angeregt, den Beginn des Satzes wie fOlgt ZU formulieren: 
' - , ., " ~ < ~, , 

"DieBundesministerinixJer d~r Bundesminister hat' in"Ausübung:'des 
, ·'".AufsichtsreChts durch Bescheid.;;.';; : " .. ' '.' "i ,:.: :. " ',', ',:,.:,' '>')'::~~;':'~;:;,;~?<~' 

,_0, > ,.;".1 :.- ~>"_: .:',')<.~',<'f.:.> ~ ,~-:«;,:;~, :' : ' \',: -'-'.'~ ~>~; :"'~'~: ~.; ',:~;, :,;, ::·\~'-·_'y·.;~/,~\--. ' " ... '.,.'.,'.:.~.'::':':"".:'".,'.:'":.::',:~,,:,,i,:,(,~",~",.",,'~,:'~.:.,:~:f.,,·",·.',:,,~,.,~,;,'~",~,:.'~.',':", •. 1r,.'",';,',:;"'"j".,',',:",,,".",~,i.~~,.;~,'.~,',t~,~.~,~"';:""~:,~",:;,,,,,~,~.'!-~",:.: .. ~"~;' ~ ;:':":';::>:';i/;';m~;,~~?i~~;)/'~\li:1~'J~;~!j\:~},~tkr~::'~0,.~~f)(~::,'~~:~;!~r: . ,~',' .," ,',' , ' .,' " ' ' " 
, ' 'U. 25 Ausfertigungen dIeser " unter' einem' dern Präsidium": ,," 

: " - I ., 

des Nationalrats Übermittel~.. . . . .0(.;;fj~i;),~.~ . 
. 29.Sept~nibe(t998~~1r\> , 

, Für den Bundesmini$ter:" 
,:' ~. ;<~>/;~~~t~:·"t;.>':· ':~; .... 

., , . ' 

Dr. Martina M()hr 
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